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Betrifft: Petition Nr. 1245/2020, eingereicht von B. R., deutscher Staatsangehörigkeit, 
zur Verordnung (EU) 2019/1157 über Personalausweise und 
Aufenthaltsdokumente von Unionsbürgern

1. Zusammenfassung der Petition

Der Petent sieht in der Verordnung 2019/1157 einen tiefen Eingriff in die Grundrechte der 
EU-Bürger. Dieser könnte zwar unter Sicherheitsaspekten gerechtfertigt sein, jedoch müsste 
die EU im selben Zug Maßnahmen gegen Datenmissbrauch ergreifen. Die konkrete 
Ausgestaltung sei hier komplett den Mitgliedstaaten überlassen worden. Es sei inkonsistent, 
die Speicherung von Fingerabdrücken durch die EU vorzuschreiben, aber den Umgang mit 
den höchst sensiblen Daten frei den Mitgliedstaaten zu überlassen. Mit einer Novellierung der 
Verordnung müsse sichergestellt werden, dass die Fingerabdrücke zur Erstellung der 
Dokumente verwendet werden dürfen, eine Speicherung in Datenbanken nach Erstellung des 
Identitätsdokumentes müsse jedoch rechtlich unterbunden werden.

2. Zulässigkeit

Für zulässig erklärt am 25. Februar 2021. Die Kommission wurde um Auskunft gebeten 
(Artikel 227 Absatz 6 der Geschäftsordnung).

3. Antwort der Kommission, eingegangen am 4. November 2022

Durch die Verordnung (EU) 2019/11571 wird die Sicherheit von Personalausweisen, die die 
Mitgliedstaaten ihren eigenen Staatsangehörigen ausstellen (und von Aufenthaltstiteln, die sie 

1 Verordnung (EU) 2019/1157 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Erhöhung der 
Sicherheit der Personalausweise von Unionsbürgern und der Aufenthaltsdokumente, die Unionsbürgern und 
deren Familienangehörigen ausgestellt werden, die ihr Recht auf Freizügigkeit ausüben, https://eur-
lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32019R1157. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32019R1157
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anderen EU-Bürgern und deren Familienangehörigen ausstellen), erhöht. Sie wurde vom 
Parlament und vom Rat am 20. Juni 2019 verabschiedet. Dem Vorschlag der Kommission für 
die Verordnung war eine Folgenabschätzung beigefügt, in der die Abnahme von 
Fingerabdrücken analysiert wurde2. 

Die Verordnung trat am 2. August 2021 in Kraft. Seit diesem Datum müssen die 
Mitgliedstaaten die unter die Verordnung fallenden Dokumente gemäß den darin festgelegten 
Bedingungen ausstellen. 

Artikel 3 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2019/1157 sieht vor, dass Personalausweise ein 
hochsicheres Speichermedium mit dem Gesichtsbild des Inhabers und zwei Fingerabdrücken 
(„biometrische Daten“) enthalten müssen. Dieser Artikel zielt darauf ab, die Fälschung von 
Personalausweisen und ihre missbräuchliche Verwendung zu verhindern sowie ihre 
Anerkennung zu erhöhen, wenn Unionsbürger ihr Recht auf Freizügigkeit und Aufenthalt in 
der EU ausüben. 

Die Speicherung biometrischer Daten auf Personalausweisen, die in Bezug auf biometrische 
Pässe und Aufenthaltstitel für Drittstaatsangehörige bereits vorgesehen ist, stellt eine 
geeignete Kombination einer zuverlässigen Identifizierung und Echtheitsprüfung im Hinblick 
auf eine Verringerung des Betrugsrisikos dar, um die Sicherheit von Personalausweisen und 
Aufenthaltskarten zu verbessern.

Die Mitgliedstaaten sind gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz 
personenbezogener Daten3 für die ordnungsgemäße Verarbeitung biometrischer Daten 
verantwortlich, die von der Erfassung der Daten bis zu ihrer Aufnahme in das hochsichere 
Speichermedium reicht. In diesem Zusammenhang stellt die Verordnung (EU) 2019/1157 
keine Rechtsgrundlage für die Einrichtung oder Aufrechterhaltung von Datenbanken auf 
nationaler Ebene zur Speicherung biometrischer Daten in den Mitgliedstaaten dar, zumal es 
sich dabei um eine Frage des nationalen Rechts handelt, welches dem Unionsrecht im Bereich 
Datenschutz entsprechen muss. Ferner stellt die Verordnung (EU) 2019/1157 keine 
Rechtsgrundlage für die Einrichtung oder Aufrechterhaltung einer zentralen Datenbank auf 
der Ebene der Union dar.

Mit der Verordnung (EU) 2019/1157 werden ausreichende Garantien für die Erfassung und 
Speicherung von Fingerabdrücken durch die Mitgliedstaaten eingeführt. So sollten 
beispielsweise die biometrischen Identifikatoren auf dem Speichermedium von 
Personalausweisen und Aufenthaltsdokumenten für die Zwecke der Überprüfung der Echtheit 
des Dokuments und der Identität des Inhabers erfasst und gespeichert werden. 

Diese Überprüfung sollte ausschließlich durch ordnungsgemäß befugte Mitarbeiter erfolgen 
dürfen und das nur, wenn die Vorlage des Dokuments gesetzlich vorgeschrieben ist. Ferner 
sollten biometrische Daten, die für den Zweck der Personalisierung von Personalausweisen 

2 Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen, Folgenabschätzung zum Vorschlag für eine Verordnung zur 
Erhöhung der Sicherheit der Personalausweise von Unionsbürgern und der Aufenthaltsdokumente, die 
Unionsbürgern und ihren Familienangehörigen in Ausübung ihres Rechts auf Freizügigkeit ausgestellt werden; 
SWD(2018)0110, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=SWD%3A2018%3A0110%3AFIN.
3 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/?uri=celex%3A32016R0679 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=SWD%3A2018%3A0110%3AFIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32016R0679
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32016R0679
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oder Aufenthaltsdokumenten gespeichert werden, auf eine hochsichere Weise gespeichert 
werden sowie ausschließlich bis zu dem Datum der Abholung des Dokuments und keinesfalls 
länger als 90 Tage ab dem Datum der Ausstellung des Dokuments. Nach diesem Zeitpunkt 
sollten die biometrischen Identifikatoren umgehend gelöscht oder vernichtet werden. Jede 
weitere Verarbeitung dieser Daten in Übereinstimmung mit den Datenschutzvorschriften nach 
Unionsrecht und nationalem Recht sollte hiervon unberührt bleiben.

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat bereits in seinem Urteil in der 
Rechtssache Schwarz (C-291/12, EU:C:2013:670)4 festgestellt, dass die Nutzung und die 
Speicherung von biometrischen Daten im Speichermedium von Pässen mit Artikel 7 
(Achtung des Privat- und Familienlebens) und Artikel 8 (Schutz personenbezogener Daten) 
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union5 vereinbar sind.

Fazit

Die Kommission ist der Auffassung, dass die Verordnung (EU) 2019/1157 die EU-
Grundrechte und insbesondere die Datenschutzanforderungen in vollem Umfang wahrt.

4 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:62012CJ0291&from=en 
5 Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. C 326 vom 26.10.2012, S. 391.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:62012CJ0291&from=en

